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Wir Bernerinnen und Berner
stehen vor wichtigen Entschei-
dungen. Am 23. September
stimmen wir über 3 eidgenössi-
sche und 3 kantonale Vorlagen
ab. Der Ausgang dieser Abstim-
mungen hat für jede und jeden
von uns direkte Auswirkungen.

Es geht um folgende Fragen:
– Wieviel Geld wir morgen noch

im Portemonnaie haben
– Wie stark wir morgen noch

mitbestimmen können, was
in unserer Gemeinde geht

– Wie gross oder klein das Ar-
beitsplatzangebot in unse-
rem Kanton morgen noch ist.

Insbesondere die drei kantona-
len Vorlagen sind von sehr kon-
kreter Bedeutung:
Beim Gesetz über die Besteue-
rung der Strassenfahrzeuge
(Motorfahrzeugsteuer) geht es
darum, mit einem erneuten und
klaren Ja zum Volksvorschlag
zu zeigen, dass es höchste Zeit
ist, dass Bernerinnen und Ber-
ner nicht mehr länger für einen
VW Golf im Kanton Bern 667
Franken, im Wallis 175 Franken
und im Kanton Aargau 228
Franken bezahlen.

Bei der Revision des Gemein-
degesetzes und der entspre-
chenden Verfassungsänderung
geht es um die Frage, ob wir
auch morgen noch selber über
die Zukunft unserer Gemeinde
bestimmen können. Wir befin-
den mit der Abstimmung über

Rudolf Joder,
Nationalrat und 
Parteipräsident, Belp

Nehmen wir unsere Zukunft in die Hand! STAND
Die Waldgesetzes revision
– eine politische Heraus-
forderung
Das heutige Waldgesetz fördert die
Holznutzung, die Funktion des Wal-
des als Schutzwald, als Erholungs-
raum, Trinkwasserspeicher und Le-
bensraum für Pflanzen und Tiere.
Ohne auskömmliche wirtschaftli-
che Nutzung des Waldes ist Nach-
haltigkeit in der heutigen Zeit nicht
mehr möglich. Wenn man bedenkt,
dass die Schweizer Bevölkerung in
den letzten 100 Jahren von 3,5 Mil-
lionen auf heute knapp 8 Millionen
Menschen angewachsen ist, wird
das reibungslose Nebeneinander
von Ökologie, Gesellschaft und
Ökonomie zunehmend zum Pro-
blem. Es gilt, insbesondere das Be-
tretungsrecht neu zu definieren. Es
kann nicht sein, dass ein Betre-
tungsrecht für alle gilt, das Haf-
tungsrisiko dagegen nur für die
Waldeigentümer, wie dies heute
der Fall ist. – Wir werden in der Ge-
setzesberatung gefordert sein, die
Wirtschaftlichkeit des Waldes unter
Wahrung der Nachhaltigkeit und
des Gemeinwohls zu verbessern.

Käthi Wälchli, Grossrätin,
Vizepräsidentin SVP Kanton Bern

Keine Zwangsfusionen 
im Kanton Bern!
Zwang währt niemals lang! Seite 2+3
Motorfahrzeugsteuern senken!
Wir sind gefordert, das JA zum Volksvorschlag
vom 13. Februar 2011 noch einmal zu bestätigen!

Seite 4+5

Nein zur Steuererhöhungsinitiative:
Ja zum Gegenvorschlag Seite 6+7

den Fusionszwang für Gemein-
den über einen Angriff auf die
direkte Demokratie. Darauf darf
es nur eine Antwort geben:
Nein!

Bei der kantonalen Volksinitiati-
ve mit dem trügerischen Titel
«Faire Steuern – Für Familien»
geht es sogar um eine Steuer-
erhöhung. Die eben erst in Kraft
gesetzte bescheidene Steuer-
senkung soll wieder rückgängig
gemacht werden. Zudem stim-
men wir darüber ab, ob wir die
Aufwandbesteuerung abschaf-
fen, verschärfen oder belassen
wollen und damit Arbeitsplätze
gefährden oder erhalten wollen.
Um die Zukunft des Kantons als
Arbeitsplatz zu sichern, ist die
Initiative klar abzulehnen und
bei der Stichfrage der Gegen-
vorschlag anzukreuzen.

Helfen Sie mit, diese Abstim-
mungen zu gewinnen. Mobili-
sieren Sie in Ihrem Bekannten-
kreis. Es geht um die Zukunft
unseres Kantons Bern.

Rudolf Joder
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NEIN zu Zwangsfusionen – 
die wichtigsten Gründe
Zwänge sind stets der falsche Weg
Zwänge führten noch nie zu besseren Ergebnissen als freiwillige Ent-
scheide. Wie bisher sollte auf Beratungen und freiwillige Anreize ge-
setzt werden.
Jede Gemeinde kann von einer Zwangsfusion betroffen sein…
…denn es muss «für die bedürftige Braut ein starker Bräutigam» ge-
funden werden. Für eine starke Gemeinde kann eine Zwangsfusion
bedeuten, dass ihr Steuerfuss erhöht werden oder dass sie die Alt-
lasten der schwächeren Gemeinde übernehmen muss. 
Zwangsfusionen sind ein weiterer Angriff auf die Demokratie
Zwangsfusionen würden die Demokratie weiter schwächen: Demo-
kratische Entscheide von Gemeinden, die sich gegen eine Fusion
entschieden haben, würden für irrelevant erklärt und missachtet.
Der Anfang der Aufhebung der Bestandesgarantie der Gemein-
den
Mit der Möglichkeit, Fusionen zu erzwingen, würde die wichtige, in
der Kantonsverfassung festgehaltene Bestandesgarantie der Ge-
meinde und die damit verbundene Gemeinde autonomie einge-
schränkt.
Arm und arm ist nicht automatisch reich
Nicht die Grösse ist die Ursache der Probleme von Gemeinden, die
ihre Aufgaben nicht mehr erfüllen können, sondern die steigende An-
zahl Auflagen an die Gemeinden seitens des Kantons. Es ist ein Irr-
tum zu meinen, fusionierte arme Gemeinden würden automatisch die
Aufgaben besser erfüllen. Viele kleine Gemeinden funktionieren her-
vorragend, etliche grosse Gemeinden wiederum sind arm.
Missbrauch des Finanz- und Lastenausgleichs (FILAG)
Die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen sehen Strafmassnahmen
via FILAG vor für Gemeinden, die sich der Aufnahme von Fusionsab-
klärungen oder einem Gemeindezusammenschluss widersetzen. Das
Instrument des Ausgleichs darf nicht als Zwangsmassnahme zur
Durchsetzung von Zielen des Regierungsrats missbraucht werden. 
Deshalb: 2x NEIN zur Änderung der Kantonsverfassung und des
Gemeindegesetzes

Am 23. September entscheidet
das Berner Stimmvolk über eine
wichtige Frage: Soll die Bestan-
desgarantie der Gemeinden gelo-
ckert werden oder nicht?

Die bernischen Gemeinden genies-
sen die sog. Bestandesgarantie.
Diese ist in Art. 108 der Kantons -
verfassung verankert.

Mit der Förderung von freiwilligen
Gemeindefusionen aufgrund des
Gemeindefusionsgesetzes, in Kraft
seit 01.01.2005, hat der Kanton
Bern einen Rückgang von 400 auf
382 Gemeinden verzeichnet (2003
bis 2012). Das heisst konkret fast
5% weniger Gemeinden. Aktuell
sind rund 70 Gemeinden in Fusions-
abklärungen involviert. 

Diese Entwicklung verläuft für die
rot-grüne Regierung und die Mehr-
heit der politischen Parteien aber
offenbar nicht schnell genug. Nun
sollen die Gemeindezusammen-
schlüsse nicht mehr vollständig
freiwillig sein, sondern sollen in be-
stimmten Fällen vom Grossen Rat
angeordnet werden können. Zudem
sollen bei «renitenten» Gemeinden,
welche eine Fusion nicht akzeptie-
ren oder Abklärungen ablehnen, so-
gar Leistungen des Finanzaus-
gleichs gekürzt werden können.

Dies bedeutet Abschied nehmen
von zwei seit Jahrhunderten veran-
kerten Prinzipien der Schweizer De-
mokratie: die Volkssouveränität und
die Gemeindeautonomie. Die Ge-
meindeautonomie ist mit der Be-
standesgarantie das zweite grund-
legende Prinzip, welches in der
Kantonsverfassung verankert ist
(Art. 109). Die Gemeindeautonomie
ist auch auf Bundesebene ge-
schützt (Art. 50 Bundesverfassung).

Nun, was ist mit der zur Abstim-
mung gebrachten Vorlage genau
vorgesehen?

Erstens wird eine doppelte Ände-
rung der Kantonsverfassung vorge-
schlagen:
Art. 108 würde wie folgt formuliert:
Abs. 2: Der Regierungsrat geneh-
migt die Bildung, Aufhebung oder
Veränderung des Gebiets sowie
den Zusammenschluss von Ge-
meinden, wenn die betroffenen Ge-
meinden zugestimmt haben. Lehnt
er die Genehmigung ab, entschei-
det der Grosse Rat.
Abs. 3: Der Grosse Rat kann den
Zusammenschluss von Gemeinden
gegen ihren Willen anordnen, wenn
es überwiegende kommunale, re-
gionale oder kantonale Interessen
erfordern. Die betroffenen Gemein-
den sind vorher anzuhören.
Abs. 4: Das Gesetz regelt das
 Nähere, insbesondere die  Vor  -
aus  setzungen und das Verfahren für
die Anordnung eines Zusammen-
schlusses von Gemeinden gegen ih-
ren Willen.
Abs. 5: Der Kanton fördert den Zu-
sammenschluss von Gemeinden.
Art. 113 würde eine Möglichkeit der
Kürzung von Finanzausgleichsleis-
tungen vorsehen. (Durch einen Fi-
nanzausgleich ist die Steuerkraft
der Einwohnergemeinden auszu-
gleichen, und es sind ausgewogene
Verhältnisse in der Steuerbelastung
anzustreben. In den gesetzlich vor-
gesehenen Fällen können Leistun-
gen aus dem  Finanzausgleich ge-
kürzt oder verweigert werden.)
Der zweite Teil der Vorlage würde
Änderungen des Gemeindegeset-
zes mit sich bringen. Die Änderun-
gen betreffen Artikel 4, 23 und 118
und fügen neue  Artikel 4b bis 4 l zu.
Diese Fülle von Artikeln konkreti-
siert den Verfassungsauftrag der er-
wähnten Artikel 108 und 113.
Was würde sich konkret ändern?
Der Grosse Rat könnte eine Fusion
anordnen, wenn es überwiegende
kommunale, regionale oder kanto-
nale Interessen erfordern. Das
heisst im Gemeindegesetz, wenn
eine Gemeinde nicht mehr in der La-
ge ist, ihre Aufgaben dauerhaft
selbstständig zu erfüllen, weil sie
a. wiederholt einen Bilanzfehlbe-

trag ausweist und keine Aus-
sicht auf eine mittelfristig reali-
sierbare Sanierung besteht,

b. ihre Handlungsfähigkeit infolge
dauernder Vakanz von wichtigen
Ämtern oder Verwaltungsstellen
nicht sicherstellen kann oder

c. die Vorgaben des Bundes, des
Kantons oder der Landeskirche
für die Erfüllung wichtiger Ge-
meindeaufgaben über längere
Zeit nicht erfüllt.

Hiermit wird klar, dass eigentlich die
kleineren ländlichen Gemeinden im

Manfred Bühler, Grossrat, Cortébert

Visier stehen, weil in diesen Ge-
meinden regelmässiger Probleme
mit der Besetzung von Ämtern auf-
tauchen als in grösseren Agglome-
rationsgemeinden. Die erwähnten
Kriterien sind zudem relativ offen
formuliert: Ab wann ist eine Vakanz
derart dauerhaft, dass die Hand-
lungsfähigkeit nicht mehr gewähr-
leistet ist? Was ist eine wichtige
Aufgabe und ab wann ist diese über
längere Zeit nicht erfüllt?
Diese Fragen sind derzeit offen.
Legt man sie restriktiv aus, so wer-
den praktisch keine Fusionen ange-
ordnet, weil heutzutage kaum eine
Gemeinde handlungsunfähig ist.
Legt man die Begriffe hingegen
grosszügig aus, dann ist Tür und Tor
für die vollständige Aushebelung
der Gemeindeautonomie und des
Volkswillens in der Urzelle der De-
mokratie offen.
Und noch etwas kommt hinzu: Eine
Fusion gegenüber einer handlungs-
unfähigen Gemeinde anordnen ist
gut und schön. Aber wie geht man
vor, wenn sich keine Gemeinde fin-
den lässt, die für ein Zusammenge-
hen mit einem solchen Sorgenkind
bereit ist? 

Bezüglich Finanzausgleichs würde
insbesondere Art. 35a im entspre-
chenden Gesetz neu eingeführt: 
Abs. 1: Der Regierungsrat kann ge-
genüber Gemeinden, welche sich
der Aufnahme von Fusionsabklä-
rungen oder einem Gemeindezu-
sammenschluss widersetzen, Leis-
tungen nach diesem Gesetz  kürzen,
wenn die betreffenden Gemeinden
nach dem Zusammenschluss vo-
raussichtlich weniger Leistungen
nach diesem Gesetz beanspruchen
würden.
Abs. 2: Er kann Leistungen gegen-
über der sich dem Zusammen-
schluss widersetzenden Gemeinde
höchstens im Umfang der voraus-
sichtlichen Minderbeanspruchung
kürzen.
Das heisst mit anderen Worten,
dass man eine Gemeinde, welche
an der Urne eine Fusion ablehnt, fi-
nanziell bestrafen würde. Sogar die
Weigerung, in  Fusionsabklärungen
einzusteigen, könnte bestraft wer-
den! Somit wird der Finanzaus-
gleich regelrecht zweckentfremdet.
Der Finanzausgleich soll den
 finanzschwachen Gemeinden eine

Kein Zwang bei Gemeindefusionen
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Existenz ermöglichen und darf nicht
als Drohinstrument für die Durch-
setzung von Fusionen missbraucht
werden. 
Die SVP kann den Fusionszwang
und die Aushebelung der Gemein-
deautonomie sowie des Volkswil-
lens an der Urne auf keinen Fall ak-
zeptieren. Aus diesem Grund emp-
fehlen wir ganz klar die Ablehnung
sowohl der Verfassungsänderung
wie auch der Änderung der Geset-
ze. 
Seit 1999 wurden 13 Fusionspro-
jekte mit 48 beteiligten Gemeinden
abgelehnt – jeweils aus unter-

schiedlichen aber nachvollziehba-
ren Gründen. Wenn das neue Recht
schon damals in Kraft gewesen wä-
re, dann hätten diese Gemeinden fi-
nanziell bestraft werden können
oder der Grosse Rat hätte über ih-
ren Kopf hinweg und unter Miss-
achtung der vor Ort gefallenen Ent-
scheide beschliessen können, die
Fusionen trotzdem zu vollziehen.
Beides wäre inakzeptabel. Deshalb: 
Gemeindefusionen Ja, aber nach
wie vor freiwillig! 
Am 23. September heisst es also
2x NEIN an der Urne

Manfred Bühler

« La garantie d’existence des com-
munes doit-elle être assouplie ou
non ? » C’est sur cette question que
le corps électoral bernois devra se
positionner le 23 septembre 2012. 
Les communes bernoises jouissent
de la garantie d’existence, ancrée
dans l’article 108 de la constitution
cantonale.
Avec l’encouragement de fusions de
communes, sur la base de la loi de
fusion des communes, le canton de
Berne est passé de 400 à 382 com-
munes. Actuellement 70 communes
sont en phase d’éclaircissement
pour un fusionnement.
Comme pour le gouvernement
rouge-vert actuel et pour la majorité
des partis politiques, ce processus
semble trop lent, les fusions de com-
munes ne devraient plus se faire au
bon gré des communes, mais être or-
données dans certains cas par le
Grand Conseil. En outre les commu-
nes récalcitrantes qui refuseraient
une fusion ou une clarification de la
situation pourraient se voir amputées
d’une partie des prestations liées à la
péréquation financière. 
C’est mettre fin à deux cents ans de
principes ancrés dans la démocratie
suisse : la souveraineté du peuple et
l’autonomie des communes. L’auto-
nomie des communes est le deuxiè-
me principe fondamental après la ga-
rantie d’existence et est bien ancrée
dans la constitution cantonale (art.
109). L’autonomie des communes
est aussi protégée au niveau fédéral
(art. 50 de la Constitution fédérale). 
Qu’est-ce qui est proposé dans le
projet soumis à votation ?
Tout d’abord, une double modificati-
on de la Constitution cantonale :
L’art. 108 est ainsi formulé : 
al. 2 : Le Conseil-exécutif approuve
la formation, la suppression ou la mo-

dification du territoire ainsi que la fu-
sion des communes si les communes
concernées se sont mises d’accord.
Si le Conseil-exécutif rejette la fusion,
le Grand Conseil décide. 
al. 3 : Le Grand Conseil peut ordon-
ner la fusion de communes contre
leur volonté lorsque des intérêts
communaux, régionaux ou canton-
aux prépondérants l’exigent.  Il en-
tend les communes concernées au
préalable. 
al. 4 : La loi règle les détails, en par-
ticulier les conditions et la procédure
à respecter au moment d’ordonner la
fusion de communes. 
al. 5 : Le canton encourage la fusion
de communes. 
L’art. 113 prévoirait une réduction
des prestations liées à la péréquation
financière. La péréquation financière
atténue les inégalités résultant des
différences de capacité contributive
entre les communes  et tend à équi-
librer la charge fiscale. Dans des cas
prévus dans la loi, les prestations lié-
es à la péréquation financière peu-
vent être réduites ou refusées.
La deuxième partie du projet exige-
rait des modifications à la loi sur les
communes (LCo) qui concrétiserai-
ent le mandat constitutionnel des ar-
ticles mentionnés 108 et 113. 

Qu’est-ce qui change concrète-
ment ? 
Le Grand Conseil peut ordonner une
fusion lorsque les intérêts commu-
naux, régionaux ou cantonaux pré-
pondérants l’exigent. Selon la loi, ce-
la sera possible lorsqu’une commune
ne sera plus en mesure d’accomplir
durablement les tâches qui lui incom-
bent de manière autonome
a. la commune présente de manière

répétée un découvert du bilan  ;
aucune possibilité d’assainisse-

ment n’est envisageable à moyen
terme ;

b. la capacité d’agir des organes
communaux est compromise
suite à la vacance durable de
fonctions ou de postes admini-
stratifs importants ;  

c. la commune ne répond pas pen-
dant une assez longue durée aux
dispositions prévues par la Con-
fédération, le canton ou les Égli-
ses nationales pour l’exécution
de tâches communales importan-
tes. 

Il ne fait aucun doute dans le cas pré-
sent que ce sont les petites commu-
nes rurales qui sont visées ici parce
que ces communes ont plus de mal
à repourvoir des postes aux fonctions
communales que les communes des
grandes agglomérations. Ces critè-
res sont d’ailleurs vaguement esquis-
sés : à partir de quand une vacance
est-elle durable pour considérer que
la capacité d’agir n’est plus assurée ?
Qu’est qu’une tâche importante et
quel est le laps de temps à considérer
comme de longue durée ? 

Ces questions attendent encore une
réponse. Si on y répond sous un an-
gle restrictif, aucune fusion ne pourra
être ordonnée parce que pratique-
ment toutes les communes ont ca-
pacité d’agir. Si au contraire on le
prend sous un sens large, c’est la por-
te grande ouverte à l’abolition totale
de l’autonomie des communes et
c’est bafouer la démocratie au plus
profond d’elle-même. 

En outre, ordonner la fusion d’une
commune en incapacité d’agir est fa-
cile à dire. Mais qu’en est-il des com-
munes qui refusent de s’accoupler à
une commune à problème ? 

En ce qui concerne la péréquation, il
est mentionné nouvellement à l’art.
35 a que

Pas d’obligation de fusion pour les communes
al. 1 : Le Conseil-exécutif peut ré-
duire les prestations au sens de la
présente loi à des communes qui re-
fusent de fusionner lorsque ces pre-
stations seraient probablement infé-
rieures suite à une fusion.
al. 2 : Il peut réduire les versements
effectués aux  communes qui rejet-
tent une fusion au maximum de ce
qu’elles auraient eu droit en cas de
fusion.  
En bref, non seulement si une com-
mune refuse de fusionner, elle se voit
pénalisée financièrement, mais mê-
me le refus d’entamer des pourpar-
lers de fusion pourrait être pénalisé.
La péréquation serait alors détour-
née de sa fonction première. La pé-
réquation a pour but d’aider des
communes plus faibles financière-
ment et elle n’a pas à être utilisée
comme épée de Damoclès pour con-
traindre à fusionner.
L’UDC ne peut accepter ni l’obligati-
on de fusion, ni le démantèlement de
l’autonomie des communes et de la
démocratie. C’est pourquoi nous re-
commandons instamment de rejeter
aussi bien une modification à la Con-
stitution qu’à la loi sur les communes. 
Depuis 1999, 13 projets de fusion
pour 48 communes ont été rejetés –
pour des raisons différentes, mais
toujours plausibles. Si le nouveau
droit avait été appliqué depuis 1999,
ces communes auraient été pénali-
sées financièrement ou bien le Grand
Conseil serait passé outre et aurait
pris des décisions sans respecter la
volonté des communes : inaccepta-
ble dans un cas comme dans l’autre.
Et donc

Des fusions de communes Oui,
mais seulement des fusions volon-
taires !
Deux fois Non dans les urnes le 23
septembre 2012.

Kein Zwang bei Gemeindefusionen
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Am 23. September 2012
gilt es nochmals ernst: We-
gen der von der Regierung
und den Gerichten verur-
sachten Wiederholung der
Abstimmung müssen die
Stimmbürger des Kantons
Bern ein zweites Mal über
die Autosteuern abstim-
men. Wir alle sind gefor-
dert, das Ja zum Volksvor-
schlag vom 13. Februar
2011 noch einmal zu be-
stätigen, damit die Auto-
steuern im Kanton Bern
nicht länger zweckent-
fremdet und auf das CH-
Mittel gesenkt werden.

Jetzt erst recht: Motorfahrzeugsteuern senken!
Am 23. September geht es
ein zweites Mal um die Fra-
ge, ob und wie die Motor-
fahrzeugsteuern im Kanton
Bern gesenkt werden sollen.
Zur Auswahl ste   hen der Vor-
schlag des Grossen Rates
(Grossratsvorlage) und der
Volksvorschlag des Initiativ-
Komitees von Garagier Han-
nes Flückiger, welcher von
der SVP unterstützt wird.
Während die Grossratsvor-
lage die Steuern nur für ge-
wisse Fahrzeuge befristet
senken will, verlangt der
Volksvorschlag eine Sen-
kung der Motorfahrzeug-
steuer auf das schweizeri-
sche Mittel. Dabei bleibt im-
mer noch genug Geld für die
Finanzierung des Strassen-
unterhalts. Die Grossrats-
vorlage sieht zudem Straf-
steuern vor für gewisse Ka-
tegorien, während der
Volksvorschlag mit einem
Bonus arbeitet und auf
Strafsteuern verzichtet. 

In den Neunzigerjahren wur-
den die Motorfahrzeugsteu-
ern drastisch erhöht mit der
Begründung, diese Mass-
nahme sei vorübergehend
notwendig, um den Kan-
tonshaushalt zu sanieren.
Seither nehmen die Berne-

rinnen und Berner einen un-
gemütlichen Spitzenplatz
ein in der Rangliste der Au-
tosteuern. Eine Senkung
stand nie mehr zur Diskussi-
on. Mit einem JA zum Ge-
genvorschlag kann aber
nicht nur der Wille zu tieferen
Autosteuern kundgetan wer-
den: Es wäre auch ein klares
Zeichen gegenüber Regie-
rung und Gerichte, dass
auch knappe Abstimmungs-
ergebnisse ohne Wenn und
Aber zu akzeptieren sind.

Bernerinnen und Berner sa-
gen deshalb am 23. Septem-
ber 2012 mit Überzeugung

NEIN zur Gesetzesvorlage
des Grossen Rates 

JA zum Volksvorschlag

und machen das Kreuz bei
der Stichfrage beim Volks-
vorschlag.
Danke für Ihre Unterstüt-
zung!

Andreas Blank
Andreas Blank, Grossrat,
Aarberg

Le 23 septembre 2012, jour-
née décisive  : à cause du
gouvernement et des tribu-
naux, le corps électoral du
canton de Berne doit revo-
ter sur la taxe sur les véhi-
cules. Nous sommes priés
de confirmer le Oui à l’in-
itiative populaire du 13 fé-
vrier 2011 pour que la taxe
sur les véhicules ne conti-
nue pas à être détournée de
sa fonction première et que
son montant corresponde à
la moyenne suisse.

Le 23 septembre, le corps
électoral du canton de Berne
devra se prononcer pour une
seconde fois sur une baisse
de la taxe sur les véhicules.

Nous avons le choix entre le
projet du Grand Conseil et le
projet populaire du comité
d’initiative du garagiste Han-
nes Flückiger, projet soutenu
par l’UDC. Alors que le projet
du Grand Conseil ne veut li-
miter le montant des impôts
que pour certaines catégories
de véhicules et pour une pé-
riode limitée, le projet popu-
laire demande une baisse de
la taxe sur les véhicules ajus-
tée à la moyenne d’imposition
suisse. Il restera d’ailleurs
toujours assez d’argent pour
financer l’entretien des
routes. Le projet du Grand
Conseil avance en outre des
pénalités fiscales pour certai-
nes catégories de véhicules

alors que le projet populaire
travaille avec un bonus et re-
nonce à des pénalités fisca-
les.   

Dans les années nonante, la
taxe sur les véhicules routiers
a été massivement augmen-
tée ; cette mesure, annoncée
comme temporaire, avait
pour objet un assainissement
des finances cantonales. Au-
jourd’hui, la taxe sur les véhi-
cules dans le canton de Berne
est en tête du classement –
une situation insatisfaisante
d’autant qu’il n’a jamais été
question de l’abaisser. Un
OUI à l’initiative populaire au
contre-projet vise un second
objectif  : ce serait un signal

Sans hésitation : baisse de la taxe sur les véhicules
fort pour montrer au gouver-
nement et aux tribunaux que
même des résultats serrés
doivent être acceptés sans
objections. 

Les Bernoises et les Bernois
voteront donc avec convicti-
on le 23 septembre 2012 : 

NON au projet de loi du Grand
Conseil 

OUI au projet populaire

et cocheront le champ du
projet populaire à la questi-
on subsidiaire. 

Nous comptons sur votre
soutien.
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Jetzt erst recht: Motorfahrzeugsteuern senken!

Die Motorfahrzeugsteuern
wurden in den 90er Jahren
massiv erhöht, um einen
Beitrag zu leisten zur Sanie-
rung des damaligen Defizits.
Allerdings ging in besseren
Zeiten «vergessen», dies
rückgängig zu machen. Aber
nicht nur diese Steuer ist
schweizweit eine der höchs-
ten: Bei fast allen Steuern
und Abgaben ist der Kanton
Bern unter den Spitzenrei-
tern. Warum eigentlich?
Die Regierung rühmte sich
bisher immer, dass im Kanton
Bern seit über 10 Jahren
schwarze Zahlen geschrieben
und die Schulden deutlich ge-
senkt werden konnten. Bei ge-
nauerem Hinsehen ergibt sich
jedoch  Folgendes: Die
Schulden  senkung erfolgte pri-
mär dank dem Erlös des Na-
tionalbankgoldes, dem Ver-
kauf von Beteiligungen und
anderen einmaligen Faktoren.
Ein systematischer Schulden-
abbau aus ordentlich erwirt-
schaftetem Gewinn ist nicht
auszumachen. Auch konnten
die ordentlichen Steuern (oder
Abgaben wie die Autosteuer)
nicht, wie in anderen Kanto-
nen, dank der angeblich so gu-
ten Ergebnisse gesenkt wer-
den. Das hat einen einfachen
Grund: Seit jeher wachsen die
Einnahmen aus Steuern und
dem interkantonalen Finanz-
ausgleich stetig an. Deshalb
auch die – meist geringen –
positiven Abschlüsse. Gleich-
zeitig, und das war und ist das
Hauptproblem, stiegen auch
die Ausgaben immer im
Gleichschritt an. 

Verwaltungswachstum statt
Wirtschaftswachstum
Die höheren Einnahmen wur-
den jeweils vorausgesehen
und immer auch dafür gesorgt,
dass der Mehrertrag auch
gleich wieder ausgegeben
wurde. Primär geschah dies
über das Anwachsen des Per-
sonalbestandes. Ob dies wirk-
lich erforderlich war, ist frag-
lich: In der jährlichen Rech-
nung sind u.a. sogenannte
«Personalgemeinkosten» von
über 500 Mio Franken ausge-
wiesen, Kosten also, die nicht
direkt einer staatlichen Leis-
tung zugewiesen werden kön-
nen. Es sind Querschnitts-

funktionen, Support für ande-
re Abteilungen etc. Zudem
wird seitens des Personals
(teilweise nicht ganz zu Un-
recht) beklagt, die Löhne seien
nicht konkurrenzfähig und
würden nicht der Teuerung an-
gepasst. Die Rechnung wäre
einfach: Weniger Personal,
dieses dafür besser entlöh-
nen. Aber davon sind wir weit
entfernt. Die Regierung bringt
seit längerem sogenannte
«Sparvorlagen», weil die finan-
zielle Zukunft düster aussieht.
Nur hat sie ein eigenartiges
Verständnis von «Sparen»: Der
normale Bürger versteht da-
runter, im kommenden Jahr
weniger auszugeben als im
letzten, für die Regierung aber
ist «Sparen» dann, wenn sie
weniger ausgeben kann, als
sie eigentlich gemäss Budget
möchte... Und dort sind jedes
Jahr höhere Zahlen angesagt
und die Staatsquote wächst
unaufhaltsam.

Und nun haben wir das grosse
Problem, dass die Einnahmen
wegen der Finanzkrise tat-
sächlich nicht mehr ein-
fach wachsen, zu-
dem Mehrbelastun-
gen auf den Kanton
zukommen, das Per-
sonal schlecht ent-
löhnt ist und in den
staatlichen Pensions-
kassen Milliarden feh-
len. 

Finanzpolitische Ein-
sicht fehlt
Wer gemeint hat, dass
nun auf der Ausgabensei-
te entschieden Gegen-
steuer gegeben wird, sah
sich bisher getäuscht.
Letzten Winter stellte die
Regierung doch in der Tat
eine Vorlage vor, wonach ihr
eigener Lohn deutlich gestie-
gen wäre! Da selbst die Linke
dies nicht unterstützte, wurde
die Übung abgebrochen. Da-
für ging vor Kurzem eine Ge-
setzesvorlage in die Vernehm-
lassung, die den automati-
schen Lohnaufstieg für die
Lehrer und das übrige Kan-
tonspersonal einführen will.
Bei den Lehrern wurde dies
vom Stimmvolk erst 2005 ab-
gelehnt. Eine weitere Vorlage
sieht vor, den Fehlbetrag der
staatlichen Pensionskassen

(ca. drei Milliarden Franken!)
vollständig und ohne Beteili-
gung der Arbeitnehmer durch
den Kanton und  somit den
Steuerzahler zu finanzieren.
Auf der Wunschliste der Re-
gierung sind im Weiteren Lu-
xusprojekte wie das Integra -
tions gesetz oder das Regio-
tram. Auch hier ist keinerlei
Einsicht der Regierung zu spü-
ren, an der Ausgabenschrau-
be zu drehen. Lieber will man
die hohen Steuern und Abga-
ben oben halten oder gar wei-
ter erhöhen. 

Taktische Spiele
Dank der in der Verfassung fi-
xierten Defizit- und Schulden-
bremse wird die Regierung
aber mittelfristig um drasti-
schere Massnahmen auf der
Ausgabenseite nicht herum-
kommen. Ob je der grosse
Personalkuchen der Verwal-
tung selbst drankommt, ist
fraglich. Im Rahmen der
«Sparübung» des Budgets
2012 ging die Regierung

Finanzen im Kanton Bern: Ausgabenwachstum ohne Ende
schlau vor und nahm bewusst
in zwei Bereichen Aufwand-
kürzungen vor, wo ein grosses
Echo gewiss war: Streichung
einer Schullektion und Strei-
chungen bei der Spitexhilfe.
Sie hofft, dass solches mithilft,
die Abstimmungen in Sachen
Steuern und Abgaben zu ge-
winnen, da die Leute Angst ha-
ben, dass sonst in diesen Be-
reichen noch mehr gestrichen
wird. Fazit: Bei der Wiederho-
lung der Abstimmung über die
Motorfahrzeugsteuer besteht
nochmals die einmalige, nicht
wiederkehrende Chance, we-
nigstens eine Steuer im Kan-
ton Bern auf das schweizeri-
sche Mittel zu senken. Und da-
mit auch ein Zeichen zu set-
zen, dass im Kanton endlich
wirklich und im eigentlichen
Sinn des Wortes gespart wer-
den soll.

Andreas Blank
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Was dem Berner Stimmvolk
unter dem verführerischen
Titel «faire Steuern – für Fa-
milien» serviert wird, ist eine
Zumutung. Die Initiative ent-
hält eine Wiedererhöhung
der Einkommens- und Ver-
mögenssteuern, eine Ver-
schärfung der Vermögens-
steuerbremse und die voll-
ständige Abschaffung der
Pauschalsteuern für Auslän-
der. Als  Zückerchen will die
Initiative den Kinderabzug
ein weiteres Mal erhöhen.

Die Linke will dem Kanton
Bern definitiv den Stempel

Achtung Mogelpackung – Nein zu unfairer Steuererhöhungsini tiative / Ja zum Gegenvorschlag
«Hochsteuerkanton» aufdrü-
cken. Schon heute stehen
wir im interkantonalen Steu-
ervergleich miserabel da.
Steuererleichterungen und
nicht Steuererhöhungen
wären dringend nötig. 
Der Gegenvorschlag des
Grossen Rats verzichtet auf
die von der Initiative gefor-
derten Steuererhöhungen
und die Verschärfung der
Vermögenssteuerbremse.
Wie die Initiative enthält der
Gegenvorschlag die erneute
Erhöhung des Kinderab-
zugs. Hingegen soll die Pau-
schalbesteuerung für Aus-
länder beibehalten, aber ver-
schärft werden. Die Auslän-
der müssen neu mindestens
den siebenfachen Eigen-
mietwert ihrer Liegenschaft
(bisher fünffacher Eigen-
mietwert), oder, wenn der
siebenfache Eigenmietwert
tiefer ist, einen Betrag von
mindestens Fr. 400’000.– als
Einkommen versteuern. 
Obwohl wir den von uns ge-
wünschten Mindestbetrag
von Fr. 200’000.– nicht
durchsetzen konnten, hat
die Grossratsfraktion den
Gegenvorschlag unterstützt. 
Mit dem Gegenvorschlag ist

Peter Brand, Grossrat,
Fraktionspräsident, 
Münchenbuchsee

Ce qui est présenté au corps
électoral bernois sous le titre
séduisant « Des impôts équi-
tables – pour les familles » est
inadmissible. 

Cette initiative appelle à une
nouvelle augmentation des
impôts sur le revenu et sur la
fortune, un durcissement du
frein à l’impôt sur la fortune et
la suppression totale de l’im-
position forfaitaire pour les
étrangers. En contrepartie et
pour masquer le tout, l’initia-
tive propose d’augmenter
une nouvelle fois les déducti-
ons pour enfants mineurs. La
gauche veut que le canton de
Berne soit estampillé définiti-
vement comme étant le « can-
ton avec les plus hauts im-

pôts ». Nous sommes déjà en
mauvaise position dans la
comparaison fiscale intercan-
tonale. Des allégements fis-
caux seraient nettement plus
appropriés que des augmen-
tations fiscales. 

Le contre-projet du Grand
Conseil renonce à l’augmen-
tation fiscale et à un durcisse-
ment du frein à l’impôt sur la
fortune, tous deux exigés par
l’initiative. Comme l’initiative,
le contre-projet accepte une
nouvelle hausse des déducti-
ons pour enfants. Par contre
l’imposition forfaitaire pour
les étrangers est conservée,
et même durcie. Les étran-
gers doivent payer le septuple
de la valeur locative de leur lo-

gement (jusqu’à maintenant
le quintuple) ou, si la valeur lo-
cative septuplée est moindre,
400’000 francs.
Bien qu’il n’ait pu faire accep-
ter le montant minimum sou-
haité de 200’000 francs, le
groupe UDC du Grand Con-
seil a soutenu le contre-pro-
jet. 

Le contre-projet adopté, le
thème de l’imposition sera
définitivement réglé et ne sera
pas remis sur le tapis à la pro-
chaine révision de la loi fiscale
l’automne prochain, sans
compter que d’autres durcis-
sements ou même une aboli-
tion ne pouvaient être exclus. 

Attention au miroir aux alouettes – Non à une initiative arbitraire pour une 
augmentation des impôts / Oui au contre-projet

Votez NON à cette initiative
fiscale arbitraire et OUI au
contre-projet. 

La question subsidiaire de
cette votation est très impor-
tante. Il faudra en tenir comp-
te si l’initiative et le contre-
projet sont tous deux accep-
tés. Il faut que tous, mais vrai-
ment tous, nous cochions la
case du contre-projet.

Nous comptons sur votre
coopération pour empêcher
que la gauche verte ne prenne
définitivement les rênes de la
fiscalité ; le canton de Berne
serait alors encore plus mar-
ginalisé dans la compétitivité
fiscale intercantonale.
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Achtung Mogelpackung – Nein zu unfairer Steuererhöhungsini tiative / Ja zum Gegenvorschlag

               
Quelle: www. keine-steuererhoehung.ch

das Thema Pauschalbe-
steuerung definitiv geregelt
und liegt nicht bei der nächs-
ten Steuergesetzrevision in
diesem Herbst schon wieder
auf dem Tisch. Weitere Ver-
schärfungen oder gar die
Abschaffung würden weiter
drohen. 

Ich empfehle Ihnen deshalb
zur unfairen Steuerinitiative
NEIN zu stimmen. Zum Ge-
genvorschlag empfehle ich
ein JA. 

Sehr wichtig wird bei dieser
Abstimmung die Stichfrage
sein. Sie kommt zum Tragen,
wenn sowohl die Initiative als
auch der Gegenvorschlag
angenommen werden. Hier
sollten alle, aber wirklich alle,
das Kreuz beim Gegenvor-
schlag machen. 

Helfen Sie mit, zu verhin-
dern, dass Linksgrün auch
im Bereich Steuern definitiv
das Ruder in die Hand nimmt

und der Kanton Bern im in-
terkantonalen Steuerwett-
bewerb noch weiter an Bo-
den verliert.

  Peter Brand
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Ausgangslage
Am 18. Dezember 2008 wurde
die Volksinitiative «jugend +
musik» mit 153‘193 Unter-
schriften eingereicht. Sie wurde
vom Schweizerischen Musikrat
lanciert und von fast allen Pro-
fi- und Laienverbänden im Be-
reich Musik unterstützt, welche
rund 660‘000 Mitglieder in allen
Landesteilen vertreten.

Bundesbeschluss vom 15. März 2012 über die 
Jugendmusikförderung (Gegenentwurf zur Volksinitiative
«jugend + musik»)

Die Initiative verlangte, dass die
musikalische Bildung als Teil
der Grundausbildung in der Ver-
fassung verankert würde und
dass das Singen und Musizie-
ren Bestandteil des allgemei-
nen Unterrichts wäre.
In der Debatte waren sich Na-
tional- und Ständerat nicht ei-
nig, wie dieses Anliegen der Ini-
tiative am besten gelöst werden
könnte. Auch die SVP-Fraktion
hatte Mühe, sich zu finden. Ei-
nigkeit herrschte indes darüber,
dass das Musik machen für je-
den Menschen eine Bereiche-
rung sei.
Allerdings wurde argumentiert,
dass es Sache der Kantone und
Gemeinden ist, den Musikun-
terricht zu fördern. Im Wissen,
dass die Initiative vor dem Volk
gute Chancen hat, wurde dann
nach langen und intensiven Dis-
kussionen in beiden Kammern
ein Gegenvorschlag erarbeitet,
der am 23. September nun zur
Abstimmung kommt. Der Ge-
genentwurf wurde in der
Schlussabstimmung im Natio-
nalrat mit 156:31 Stimmen bei 8
Enthaltungen und im Ständerat
mit 31:6 Stimmen bei 6 Enthal-
tungen angenommen.

Andrea Geissbühler, 
Nationalrätin, 
Herrenschwanden

Die Initianten beschlossen, die
Volksinitiative zugunsten des
Gegenvorschlages zurückzu-
ziehen.

Inhalt des Gegenvorschlags
Bei einer Annahme des Gegen-
vorschlags wird die Bundesver-
fassung um den folgenden Arti-
kel ergänzt:

Art. 67a (neu) 
Musikalische Bildung
1 Bund und Kantone fördern
die musikalische Bildung, ins-
besondere von Kindern und Ju-
gendlichen.
2 Sie setzen sich im Rahmen ih-
rer Zuständigkeiten für einen
hochwertigen Musikunterricht
an Schulen ein.
Erreichen die Kantone auf dem
Koordinationsweg keine Har-
monisierung der Ziele des Mu-
sikunterrichts an Schulen, so
erlässt der Bund die notwendi-
gen Vorschriften.
3 Der Bund legt unter Mitwir-
kung der Kantone Grundsätze
fest für den Zugang der Jugend
zum Musizieren und die Förde-
rung musikalisch Begabter.

Fazit
Die Kantone stehen in erster Li-
nie in der Pflicht, die musikali-
sche Bildung zu fördern. Der
Bund greift ein, wenn die Kan-
tone den neuen Verfassungsar-
tikel nicht umsetzen.
Dieser Gegenvorschlag wird ei-
niges an Finanzen benötigen.
Wie heute festgestellt werden
kann, hat gerade die Volksmu-
sik vermehrt wieder bei Ju-
gendlichen an Beliebtheit ge-
wonnen. Dort, wo Volksmusik
ertönt, gibt es keine Ausschrei-
tungen. Durch das Mitmachen
in einem Verein oder Orchester
entsteht ein soziales Netz, das
bis ins hohe Alter seinen Wert
behält. 
Es fragt sich, ob es dazu einen
Förderartikel braucht.

Andrea Geissbühler

Situation initiale 
L’initiative «  jeunesse + musi-
que » a été déposée le 18 décem-
bre 2008 avec 153'193 signatu-
res. Cette initiative lancée par le
Conseil Suisse de la Musique est
soutenue par presque toutes les
associations de professionnels
et amateurs de musique, soit
660'000 personnes en Suisse. 

L’initiative demandait alors que la
formation musicale soit ancrée
dans la Constitution fédérale en
tant que formation de base et
que le chant et la musique figu-
rent dans le programme d’étu-
des.   

Le Conseil national et le Conseil
des États ont traité cette initiative
sans pouvoir trouver une solution
qui les aurait satisfait tous les
deux. Ce qui a aussi été le cas du

groupe UDC. Mais tout le monde
était bien d’accord sur le fait que
la musique apporte un enrichis-
sement personnel à chacun de
nous. Toutefois, l’argument
avancé est que la promotion de
la musique est du ressort des
cantons et des communes. Sa-
chant que cette initiative avait de
bonnes chances d’aboutir au-
près de la population et après
des délibérations animées, les
Chambres fédérales ont décidé
d’élaborer un contre-projet sur
lequel le corps électoral se pro-
noncera le 23 septembre 2012.
Le contre-projet a été adopté au
Conseil national (156 pour  : 31
contre, 8 abstentions) et au Con-
seil des États (31 pour : 6 contre,
6 abstentions). 
Les initiateurs ont décidé de re-
tirer leur initiative au profit du
contre-projet.  

Contenu contre-projet
Si le contre-projet est adopté, la
Constitution fédérale sera com-
plétée par l’article suivant :  

art. 67a (nouveau) 
Formation musicale
1 La Confédération et les can-
tons encouragent la formation
musicale, en particulier des en-
fants et des jeunes. 
2 Dans les limites de leurs com-
pétences respectives, la Confé-
dération et les cantons s’enga-
gent à promouvoir à l’école un
enseignement musical de quali-
té. Si les efforts des cantons
n’aboutissent pas à une harmo-
nisation des objectifs de l’ens-
eignement de la musique à l’éco-
le, la Confédération légifère dans
la mesure nécessaire. 
3 La Confédération fixe, avec la
participation des cantons, les

Arrêté fédéral du 15 mars 2012 sur la promotion de la formation musicale des jeunes 
(contre-projet à l’initiative populaire « jeunesse + musique ») du 15 mars 2012

principes applicables à l’accès
des jeunes à la pratique musicale
et à l’encouragement des talents
musicaux. 

Conclusions 
Il revient en première ligne aux
cantons d’encourager la forma-
tion musicale. La Confédération
intervient si les cantons n’appli-
quent pas le nouvel article con-
stitutionnel. Ce contre-projet de-
mandera quelques investisse-
ments financiers. Comme on le
constate aujourd’hui, la musique
populaire attire la jeunesse d’au-
jourd’hui. Là où on joue de la mu-
sique populaire, il n’y a pas de
violences. Être dans un groupe
musical ou un orchestre, c’est se
créer un réseau social inestima-
ble pour toute la vie. 
Est-ce que l’article est donc vrai-
ment nécessaire?
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Heute wird der Mietwert ei-
ner selbst genutzten Liegen-
schaft als steuerbares Ein-
kommen aufgerechnet. Im
Gegenzug können die Auf-
wendungen wie Schuldzin-
sen oder Unterhalt vom
steuerbaren Einkommen ab-
gezogen werden. 
Steuerlich kann dies für jun-
ge Eigenheimbesitzer, die
mit einer Hypothek ein Ei-
genheim erworben haben,
interessant sein, während je-
ne Eigenheimbesitzer, die ih-
re Schulden abbezahlt ha-
ben, auf einem fiktiven Ein-
kommen, dass sie gar nicht
haben, im Zusammenhang

Volksinitiative «Sicheres Wohnen im Alter»
mit der Progression überhö-
he Steuern bezahlen müs-
sen. Dies kann ganz beson-
ders Rentner im AHV-Alter
mit tiefen Renten ungebühr-
lich belasten.
Der Hauseigentümerver-
band Schweiz (HEV) hat vor
diesem Hintergrund am 
23. Januar 2009 die Volksini-
tiative «Sicheres Wohnen im
Alter» eingereicht. Danach
soll den Rentnerinnen und
Rentnern ein einmaliges
Wahlrecht eingeräumt wer-
den, um auf die Besteuerung
des Eigenmietwertes zu ver-
zichten, dann aber auch kei-
ne Schuldzinsen mehr ab-
ziehen zu können. Die Kos-
ten für Massnahmen, wel-
che dem Energiesparen,
dem Umweltschutz und der
Denkmalpflege dienen, kön-
nen aber weiterhin abgezo-
gen werden. Dies gilt auch
für die Unterhaltskosten bis
zu einem Maximalbetrag
von 4000 Franken.
Der Bundesrat lehnt die Ini-
tiative ab, weil sie zu einer
Ungleichbehandlung einzel-
ner Personengruppen führe.
Dem ist zu entgegnen, dass
die Bedürfnisse von jungen
Personen, insbesondere von
Familien, die ein Eigenheim
meist nur mit einer  Hypothek
erwerben können und des-

Albert Rösti, Nationalrat,
Uetendorf

halb vom Abzug von Schuld-
zinsen profitieren, anders
sind als die Bedürfnisse der
Rentner, die die Schuld -
zinsen oft beglichen haben.
Zudem ist anzufügen, dass
alle Personengruppen spä-
ter auch zu Rentnern werden
und somit gleichermassen
vom System profitieren.
Vor diesem Hintergrund
empfehlen der Ständerat die
Initiative «Sicheres Wohnen
im Alter» mit 36 zu 6 Stim-

men bei einer Enthaltung
und der Nationalrat mit 119
zu 77 Stimmen zur Annah-
me. 

Auch ich bitte Sie, der Ini-
tiative zuzustimmen im
 Interesse der Altersvor-
sorge, aber auch im Inte-
resse von Steuerentlas-
tungen wo immer möglich.

Albert Rösti

Aujourd’hui la valeur locative
d’un logement utilisé person-
nellement est imposable
comme revenu. Par contre,
les dépenses et les intérêts
hypothécaires ou les frais
d’entretien peuvent être dé-
duits du revenu imposable. 
Fiscalement, ceci est intéres-
sant pour un jeune propriétai-
re qui a pu acquérir son pro-
pre logement en contractant
une hypothèque alors que le
propriétaire de son logement
qui a remboursé son hypo-
thèque est imposé sur un re-
venu fictif et doit payer plus
d’impôts à cause de la pro-
gression fiscale. Le proprié-
taire de son logement qui a at-

teint l’âge AVS et a une petite
retraite risque de se retrouver
dans une situation financière
difficile. 

L’Association suisse des pro-
priétaires fonciers – HEV
Schweiz a donc déposé le 23
janvier 2009 l’initiative popu-
laire « Sécurité du logement à
la retraite ». Les retraités peu-
vent décider une fois pour
toutes que la valeur locative
propre de leur logement ne
sera plus soumise à l’impôt,
en contrepartie ils ne pour-
ront plus déduire des intérêts
hypothécaires. Les coûts liés
aux mesures d’économie
d’énergie, de protection de

l’environnement et des mo-
numents historiques restent
déductibles du revenu impo-
sable. Les frais d’entretien
sont aussi déductibles à con-
currence de 4000 francs par
an. 

Le Conseil fédéral rejette cet-
te initiative au motif qu’elle
entraînerait une inégalité de
traitement entre les générati-
ons. Mais il faut bien voir que
les besoins des plus jeunes,
en particulier des familles qui
ne peuvent acquérir un loge-
ment qu’avec une hypothè-
que, profitent de la déduction
fiscale pour leur hypothèque,
et les besoins des retraités qui

Initiative populaire  « Sécurité du logement à la retraite »
ont amorti leur hypothèque
sont différents. Il faut aussi
voir qu’un jour ou l’autre on
devient retraité et que l’on
profitera de ce système à plus
ou moins brève échéance.  
Pour ces motifs, le Conseil
des États (36 voix pour, 6 con-
tre et une abstention) et le
Conseil national (119 voix
pour, 77 contre) recomman-
dent d’adopter l’initiative. 

Je vous prie de voter Oui
dans l’intérêt de la prévoy-
ance vieillesse et aussi d’al-
légements fiscaux quand
c’est possible.

Sicheres 

Wohnen  

im Alter 

Faire 
Steuern

23. September 
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Die Initiative «Schutz vor
Passivrauchen» wurde von
der Lungenliga lanciert. Der
Bundesrat, der Nationalrat
(138:52 Stimmen) und der
Ständerat (28:7 Stimmen)
lehnen diese Initiative deut-
lich ab.

Die Initiative verlangt, dass
in ALLEN Innenräumen am
Arbeitsplatz und in ALLEN
öffentlich zugänglichen
Räumen nicht geraucht wer-
den darf. Als öffentlich zu-
gängliche Räume gelten un-
ter anderem Restaurants,

Volksinitiative «Schutz vor Passivrauchen»
Hotels (Bar, Club, Disco)
oder Sport- und Freizeitan-
lagen (Fussballstadien). Die
Initiative muss spätestens
sechs Monate nach Annah-
me in Kraft treten.

Im Mai 2010 ist das Bundes-
gesetz gegen das Passiv-
rauchen in Kraft getreten.
Obwohl die geltende Rege-
lung erst zwei Jahre in Kraft
ist, will die Lungenliga mit
dieser Initiative bereits eine
weitere Verschärfung. Die
nächste Initiative, welche
das Rauchen unter freiem
Himmel (Parkanlagen, See-
ufer, Spazierwege,…) ver-
bieten will, ist bereits lan-
ciert!

Ich lehne diese Initiative aus
folgenden Gründen klar ab:

– Ein solch radikales Rauch-
verbot ist ein massiver Ein-
schnitt in die persönliche
Freiheit und bevormundet
die Bürgerinnen und Bür-
ger. Wir brauchen kein
staatlich reglementiertes
Privatleben (jetzt trifft es
die Raucher, wann wird
gegen die Genuss-Alko-
hol-Trinker oder die Fast-
Food-Esser gezielt?)

Nadja Pieren, Nationalrätin,
Burgdorf

– Ein Rauchverbot am Ein-
zelarbeitsplatz trifft keine
Passivraucher, weil dort
gar keine weiteren Perso-
nen sind

– Kantone können bereits
heute strengere Regeln
einführen. Heute geht aber
selbst der Kanton Genf mit
der aktuell strengsten Ge-
setzgebung nicht so weit
wie diese Initiative

– Das Gastgewerbe hat sich
auf das geltende Gesetz
eingestellt und hat in den
letzten zwei Jahren teure
Umbauten vorgenommen.
Diese Investitionen sind
bei einer Annahme der Ini-
tiative verloren

– Die Restaurants leiden be-
reits heute unter den gel-
tenden Einschränkungen.
Ein Drittel der Gastro-
Suisse-Mitglieder haben
wegen der Rauchverbote
weniger Umsatz erwirt-
schaftet. Diese Initiative
würde zu weiteren massi-
ven Umsatzrückgängen
führen, was weniger Ar-
beitsplätze zur Folge hat.

Ich bitte Sie, bei dieser
wirtschafts-, gewerbe-
und privatsphäre-feindli-
chen Initiative am 23. Sep-
tember 2012 ein NEIN in
die Urne zu werfen.

Nadja Pieren

L’initiative « Protection contre
le tabagisme passif  » a été
lancée par la Ligue contre le
cancer. Le Conseil national
(138 non : 52 oui) et le Conseil
des États (28 non : 7 oui) re-
jettent nettement cette initia-
tive. 

Cette initiative demande qu’il
soit interdit de fumer dans
TOUS les espaces fermés qui
servent de lieu de travail et
dans tous les espaces fermés
ouverts au public. En tant que
locaux ouverts au public, on
entend ici les restaurants, les
hôtels (bars, clubs, discos)
aussi bien que les lieux de loi-
sirs et de sport. L’initiative
doit entrer en vigueur au plus
tard six mois après son adop-
tion. 

La loi fédérale contre le taba-
gisme est entrée en vigueur
en mai 2010. Bien que la nou-
velle réglementation ne soit
en vigueur que depuis deux
ans, la Ligue pulmonaire de-
mande aujourd’hui un nou-
veau durcissement. La pro-
chaine initiative qui interdira
de fumer en plein air (parcs,
bords des lacs et des rivières,
chemins pédestres) est déjà
lancée !

Je rejette cette initiative pour
les raisons suivantes :
– Une interdiction aussi radi-

cale de fumer est une ingé-
rence massive dans la liber-
té personnelle et met sous
tutelle les citoyens et les ci-
toyennes de notre pays.

Nous n’avons pas besoin
que l’Etat règle notre vie pri-
vée (aujourd’hui, les fu-
meurs sont visés, et demain
pourquoi pas celui qui boit
un verre de vin ou se restau-
re dans un fast food ?)

– Une interdiction de fumée
dans son propre bureau ne
nuit pas à un fumeur passif
puisqu’il n’y a personne
d’autre dans cet espace. 

– Les cantons sont déjà libres
d’édicter des réglementati-
ons plus contraignantes.
Aujourd’hui, même le can-
ton de Genève qui est le
canton le plus rigoureux, ne
va pas aussi loin.

– La restauration applique
aujourd’hui la loi en vigueur
et a adapté à grands frais

Initiative « Protection contre le tabagisme passif »
ses locaux avec des fu-
moirs séparés. Ces inve-
stissements auront été faits
à fonds perdu si l’initiative
est adoptée. 

– Les restaurants souffrent
déjà économiquement des
mesures actuelles. Le chif-
fre d’affaires d’un tiers des
membres de GastroSuisse
a baissé depuis l’entrée en
vigueur de cette interdicti-
on. Et si cette initiative pas-
sait, ils subiraient encore
plus de pertes et supprime-
raient des emplois. 

Je vous prie de voter NON
à cette initiative le 23  sep-
tembre 2012 ; c’est une in-
itiative qui nuit à l’écono-
mie, à l’artisanat et s’atta-
que à la sphère privée.

Radikale
s

Rauchve
rbot?

Am 23. Septe
mber

NEIN
www.vernuen

ftig-bleib
en.ch
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Neuigkeiten aus der SVP-Grossratsfraktion
Das erste Halbjahr 2012 führte in der SVP-Grossratsfraktion
nicht nur politisch, sondern auch in personeller Hinsicht
zu Bewegungen. Es galt verschiedene Chargen wiederzu-
wählen oder neu zu besetzen. In der Junisession standen
die Gesamterneuerungswahlen der Fraktionsspitze an. 
Peter Brand wurde per Akklamation für weitere vier Jahre
als Fraktionspräsident bestätigt. Die Vizepräsidien waren
aus einem sehr erfreulichen Anlass neu zu bestimmen:
 Béatrice Struchen, bisherige 1. Fraktionsvizepräsidentin,
wurde vom Parlament zur 2. Grossratsvizepräsidenti n ge-
wählt. Ihr Nachfolger als 1. Fraktionsvizepräsident ist 
Hans Rösti (bisher 2. Fraktionsvizepräsident). Die SVP-
Fraktion wählte Ueli Studer als ihren neuen 2. Vizepräsi-
denten. Ein Neuzugang zur SVP-Fraktion ergab sich
schliesslich durch den Rücktritt von Pierre-André Geiser:
Anne-Caroline Graber tritt seine Nachfolge an. 

Die SVP-Fraktion war aber auch politisch sehr aktiv. Die
Vielseitigkeit der eingereichten Vorstösse seit Jahresbeginn
zeigt einmal mehr eindrücklich, dass sich die SVP für die
gesamte Bevölkerung engagiert und dabei ein breites The-
menspektrum abdeckt. Hier eine Auswahl der Vorstösse,
welche aus den Reihen der SVP-Frak tion eingereicht wur-
den:

Sicherheit
M Standesinitiative: Geschlossene Unterkünfte für Asylsuchende,
welche die öffentliche Sicherheit gefährden (SVP-Fraktion)
M Nennung der Nationalität bei Meldungen der Polizei und der
Justizbehörden (E. Hess)
M Im Interesse der Prävention Erkenntnisse über die Ursachen von
Gewaltdelikten fördern (S. Geissbühler)

Sicherung der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen
M Bessere Berücksichtigung der SAK-Faktoren (S. Graber)
I Wie viele Fruchtfolgeflächen sollen noch verloren gehen? 
(P. Schori, E. Schwarz, F. Ruchti, F. Reber)
M Gewässer und wertvolles Kulturland im Gleichgewicht – Für eine
praktikable Umsetzung des Gewässerschutzgesetzes (D. Schnei-
der)
M Holzräumung entlang der Fliessgewässer (C. Berger, H. Schmid,
H. Rösti, Th. Knutti)
I Wassernutzungsstrategie - Wohin gehen wir und wo stehen wir?
(G. Fischer)
M Spital-/Gesundheitsversorgung im Ländlichen Raum / Konse-
quente und transparente Durchführung des angekündigten Pilot-
projektes (H. Rösti, H. Schmid, C. Berger)
I Ist die Freizügigkeitsvereinbarung mit dem Hôpital du Jura noch
in Kraft? (J.-M. Blanchard)
M Eröffnung eines Babyfensters im Kanton Bern wichtig und nötig
(Th. Fuchs)
M Unterschiedliche Tarife für ambulante Leistungen an öffentlichen
und privaten Spitälern im Kanton Bern (J. Schürch)

Finanzen
M Aufhebung von Art. 1 Abs. 1 des Gesetzes über die finanziellen
Leistungen an die Mitglieder des Regierungsrates (SVP-Fraktion)
M Verzicht auf volkswirtschaftlich überflüssige Vollzeitbildungsan-
gebote im Kaufm. Berufsfeld (A. Bärtschi)
I Wer nicht zahlt, muss leiden! (M. Müller)
I Vertragsarten – Rechtssicherheit und Gleichbehandlung 
(U. Augstburger, U. Jost)
I Mehrbelastung der Finanzen und der Umwelt durch unsinnige
Verkehrsführung (S. Geissbühler)
M Mindestteilnehmerzahlen bei Kursmodulen der Begabtenförde-
rung (L. Guggisberg)

Kanton Bern – quo vadis
I BernTop! = BernFlop? (J.-M. Blanchard)
M Die Verschrottung funktionstüchtiger Schützenpanzer M113
und ein weiterer massiver Stellenabbau von kantonalen Stellen
beim VBS sind zu stoppen! (Th. Fuchs)
M Vereinheitlichung der Finanzierungsgesuche für regionale Infra-
strukturprojekte (C. Berger, H. Schmid)
I Einteilung der Prämienregionen noch sachgerecht? (W. Moser)
M Gesonderte Deputationsabstimmungen nur auf Verlangen der
Deputationsmehrheit (J.-M. Blanchard)

Herzlichen Dank, Pierre-André Geiser!
Per Ende der Junisession 2012 ist Pierre-André Geiser
aus dem Kantonsparlament ausgetreten. Er hat sich im
Grossen Rat in der vorberatenden Kommission zur Re-
vision des Landwirtschaftsgesetzes, als Mitglied und Vi-
zepräsident der Députation, als Mitglied zweier interpar-
lamentarischer Kommissionen sowie mit Vorstössen en-
gagiert. Für seinen grossen Einsatz danken wir ihm ganz
herzlich und wünschen ihm für seine Zukunft nur das
Beste. 
Für Pierre-André Geiser rückt Anne-Caroline Graber, 
La Neuveville, in den Grossen Rat nach. 

Anne-Caroline Graber neu im Grossen Rat
Anne-Caroline Graber tritt die
Nachfolge von Pierre-André Gei-
ser an, sie wird in der Septem-
bersession 2012 als Grossrätin
vereidigt. Anne-Caroline Graber
hat an der Universität Neuen-
burg Politikwissenschaften stu-
diert und doktoriert und ein
Nachdiplomstudium in interna-
tionalen Beziehungen an der

Universität Genf abgeschlossen. Anne-Caroline Graber
arbeitet als Lehrerin der Sekundarstufe II und wohnt in
La Neuveville. Erste politische Erfahrungen konnte sie als
Mitglied des Grossen Gemeinderats von La Neuveville
sammeln. Seit ihrer Wahl 2010 engagiert sie sich als Mit-
glied des Conseil du Jura bernois.
Die SVP-Grossratsfraktion freut sich auf diese Verstär-
kung und heisst Anne-Caroline Graber bereits jetzt ganz
herzlich willkommen. 
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Aliki Panayides: 
Erfahren und
kompetent
Aliki Panayides ist Gemein-
derätin in Ostermundigen
und kandidiert im November
für das Gemeindepräsidium.

Womit hast du dein erstes
Geld verdient?
Mit dem Sonntagsjob als
Kioskverkäuferin auf dem
Gurten. Das war ein gutes
Training fürs Kopfrechnen.

Weshalb engagierst du
dich in der SVP?
Eigentlich bin ich durch Zu-
fall zur SVP gekommen, als
ich nach dem Studium eine
Stelle als wissenschaftliche
Mitarbeiterin auf dem Gene-
ralsekretariat antrat. Ich
merkte aber rasch, dass sich
meine politischen Ideen im
Programm der SVP wieder-
fanden. Mir gefällt beson-
ders der Teamgeist in der
SVP und der kamerad-
schaftliche Umgang auf al-
len Stufen.

Was hat dir dein Engage-
ment für die Partei bisher
persönlich gebracht?
Der rege Austausch und die
vielen Erfahrungen in Wahl-
und Abstimmungskämpfen
sind sehr wertvoll. Ich habe
so viele verschiedene Men-
schen kennen und schätzen
gelernt und Einblick in unter-
schiedliche Lebens- und Be-
rufsfelder erhalten, die mir
sonst verschlossen geblie-
ben wären. Wenn ich
manchmal gefragt werde,

Engagierte SVP-Frauen stellen sich vor

Steckbrief
Name: Aliki Panayides
Wohnort:
Ostermundigen
Alter: 48
Ausbildung: 
Dr. phil. hist., Diploma of
advanced studies in law
Beruf: Geschäftsführerin
Hobbys: Kunsthand-
werk, Schwimmen
Politische Funktionen:
Vorsteherin öffentliche
Sicherheit, Vizegemein-
depräsidentin und Kandi-
datin für das Gemeinde-
präsidium

warum ich immer so aufge-
stellt sei, ist meine Antwort
immer die gleiche: Weil ich
bei der SVP bin.

Du hast drei Wünsche
frei…
Privat würde ich mir Ge-
sundheit für meine leider
schwer kranke Studienkolle-
gin wünschen. Politisch
wünsche ich mir eine Rück-
kehr zur neutralen Aussen-
politik und wirksamere Stra-
fen für Kriminelle.

Mit wem würdest du gern
einmal essen gehen?
Mit Preisüberwacher Stefan
Meierhans, weil mir scheint,
dass in der ganzen Preisdis-
kussion noch Vieles unge-
sagt ist.

Worauf würdest du nie im
Leben verzichten?
Auf meinen Kopf.

Was bringt dich auf die Pal-
me?
Gedankenlose Tweets oder
Facebook-Einträge.

Wo siehst du dich in zehn
Jahren?
Als Gemeindepräsidentin
von Ostermundigen, eine
Gemeinde, die dann bekannt
sein wird für das rote Tulpen-
meer und malerische Stein-
brüche statt für rote Politik
und versprayte Wände. 

Karin Hess: 
Herzlich und 
motiviert
Karin Hess kandidiert im
Herbst für den Gemeinderat
der Stadt Bern.

Womit hast du dein erstes
Geld verdient?
Ich habe in einem Kaufhaus
Weihnachtsschmuck ver-
kauft.

Weshalb engagierst du
dich in der SVP?
Die Partei verkörpert tradi-
tionelle Werte und kommt
meiner politischen Haltung
am nächsten. Aufgrund die-
ser Tatsache kann ich eine
lösungsorientierte Sachpoli-
tik betreiben.

Was hat dir dein Engage-
ment für die Partei bisher
gebracht?
Anerkennung, Lob, Einla-
dungen und Bekanntschaf-
ten mit Menschen, welche
ich sehr schätze.

Steckbrief
Name: Karin Hess-Meyer

Wohnort: Bern
Alter: 40
Beruf: Kaufmännische
Angestellte; Coach ILP;
Familienfrau
Hobbys: reisen, lesen,
spazieren, schwimmen,
Familie
Politische Funktionen:
Gemeinderatskandidatin

Du hast drei Wünsche
frei ...
Unterstützung für die bevor-
stehenden Wahlen, Freude
am Tun und Gesundheit.

Mit wem würdest du gern
mal essen gehen?
Mit der Leserin oder dem Le-
ser, welche diese Zeilen
liest.

Worauf würdest du nie-
mals im Leben verzichten?
Auf herzliche Menschen, die
mir jeden Tag ein Lächeln
aufs Gesicht zaubern.

Was bringt dich auf die
 Palme?
Handys beim Essen.

Wo siehst du dich in 10
Jahren?
Als engagierte Politikerin in
einem spannenden Job.

I m p r e s s u m
R e d a k t i o n
Al ik i  M. Panayides, Bern,  Reto Niederhauser,  Bern
A d m i n i s t r a t i o n  u n d  A n z e i g e n v e r k a u f
Sekretar iat  SVP Kanton Bern,  Postfach 448, 3000 Bern 25
Tel .  031 336 16 26, Fax 031 336 16 25
E-Mai l :  sekretar iat@svp-bern.ch, Internet:  http://www.svp-bern.ch
Layout
Druckerei  Singer+Co, Utzenstorf
Papier
Utzenstorf  Papier,  Zeitungsdruck Edelweiss,  Weisse 80, 60 gm2
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Am 24. Juli 2012 begann
die Unterschriftensamm-
lung für die «Durchset-
zungsinitiative» der SVP.
Es ist wohl einmalig in der
Geschichte der Schweiz,
dass eine Initiative lanciert
werden muss, damit ein
bereits vom Volk klar an-
genommenes Anliegen
auch wirklich der Vorlage
entsprechend umgesetzt
wird.
Am 28. November 2010 wur-
de die Ausschaffungsinitiati-
ve der SVP sehr deutlich an-
genommen und der Gegen-
vorschlag zur Initiative
ebenso deutlich abgelehnt.
Statt den Volksentscheid zu
akzeptieren und umzuset-
zen, versuchte der Bundes-
rat mit einem Trick einen Text
durchzusetzen, welcher
doch noch dem abgelehnten
Gegenvorschlag des Bun-
desrates entspricht und
nicht dem vom Volk favori-
sierten Initiativtext. So setz-
te SP-Bundesrätin Simonet-
ta Sommaruga zwar eine Ar-
beitsgruppe für die Umset-
zung der Initiative ein. In

Durchsetzungsinitiative – Warum?
dieser Arbeitsgruppe waren
aber nebst zwei Vertretern
des Initiativkomitees fünf
Behördenmitglieder, die sich
vor der Abstimmung zum
Teil auch öffentlich gegen
die Initiative ausgesprochen
hatten. Die Unausgewogen-
heit der Arbeitsgruppe zeig-
te sich dann wie vom Bun-
desrat erhofft im Bericht: Die
Mehrheit der Arbeitsgruppe
favorisierte eine Umsetzung
gemäss dem vom Volk ab-
gelehnten Gegenvorschlag!
Die SVP sah sich deshalb
gezwungen, die Durchset-
zungsinitiative zu lancieren,
damit der Volkswille endlich
respektiert und umgesetzt
wird.   

Keine Zwängerei
Anders als behauptet, ist die
Durchsetzungsinitiative kei-
ne Zwängerei, sondern die
notwendige politische Re-
aktion auf das Verhalten der
Regierung. Der Vorwurf der
Zwängerei muss dem Bun-
desrat und den Bundesbe-
hörden gemacht werden, die
den missliebigen Volksent-
scheid zu umgehen und den
abgelehnten Gegenvor-
schlag durchzusetzen ver-
suchen. Die SVP baut mit
der neuen Initiative politi-
schen Druck auf, denn es
geht darum, dem Volkswillen
im Parlament Nachachtung
zu verschaffen. Es ist be-
denklich, dass der Bundes-
rat dies überhaupt nötig
macht!

Rote und gelbe Karten
Die neue Initiative deckt sich
im Wesentlichen mit der
Ausschaffungsinitiative. Sie
nimmt aber auch einige Be-
denken bezüglich Unklar-
heiten auf und stellt damit ei-
nen konkreten Vorschlag
dar, der dank einiger Kon-

kretisierungen direkt an-
wendbar ist. Die Durchset-
zungsinitiative sieht wie die
Ausschaffungsinitiative ei-
nen Katalog schwerer Delik-
te (bspw. Mord, Raub, Ver-
gewaltigung) vor. Bei diesen
muss ein verurteilter Auslän-
der zwingend und unabhän-
gig von der Höhe der Strafe
ausgewiesen werden. Dies
entspricht dem Prinzip der
roten Karte im Fussball. Hin-
zu kommen weitere Tatbe-
stände, die zur Landesver-
weisung führen, wenn der
Täter in den letzten zehn
Jahren schon einmal be-
straft worden war. Im Sinne
einer gelben Karte werden
so auch nicht belehrbare Tä-
ter erfasst. Unter diese Tat-
bestände fallen etwa einfa-
che Körperverletzung und
Raufhandel, Brandstiftung,
sexuelle Handlungen mit
Kindern oder qualifizierte
Veruntreuung und Geldwä-
scherei. Weiter wird geklärt,
dass die Landesverweisung
aufgeschoben werden kann,
wenn der Vollzug das Ver-
bot, Flüchtlinge zurückzu-
schieben, oder das Folter-
verbot verletzen würde. Wie
bereits bei der Ausschaf-
fungsinitiative wird auch hier
das zwingende Völkerrecht
also respektiert. 

Verbesserungen dringend
notwendig
Die Zahl der Straftaten, die
in den Geltungsbereich der
Ausschaffungsinitiative fal-
len würden, wächst tagtäg-
lich. Dies zeigt, wie notwen-
dig die rasche Umsetzung
der Ausschaffung krimineller
Ausländer ist. Der Bundesrat
ignoriert dieses Problem be-
wusst und vorsätzlich, dabei
würden es die Opfer verdie-
nen, dass diesem unhaltba-
ren Zustand möglichst
schnell ein Ende gesetzt
wird. Es liegt aber vor allem
auch im Interesse der gut in-
tegrierten Ausländerinnen
und Ausländer, denn sie zah-
len letztlich die Zeche für die
laisser-faire-Politik des Bun-
desrates. Es ist also für alle
Teile der Bevölkerung ein
dringendes Anliegen, dass
die Ausländerkriminalität
endlich ernsthaft bekämpft
wird und dass kriminelle
Ausländer die Schweiz ohne
Wenn und Aber verlassen
müssen. Mit der Durchset-
zungsinitiative kann dies er-
reicht werden. Helfen auch
Sie mit!

Besten Dank für Ihre Un-
terstützung und Unter-
schrift! 

Beat Feurer

Steckbrief Beat Feurer
Wohnort: Biel
Alter: 52
Beruf: Eidg. dipl. Steuerexperte
Sprachen: Deutsch, Französisch, 

Englisch, Spanisch, Tamil
Hobbies: Outdoorsport, Fitness, 

Gardening, Lesen, Filme

Beat Feurer, Kandidat
Gemeinderat und
 Stadtpräsidium, Biel

Bankverbindung:  Landesteilverband Seeland SVP Kanton Bern Konto 85  273575  8 
 2404 Biel / Bienne  IBAN CH82 0900 0000 8527 35758 

 
 

  
 Biel  Seeland 

Besuchen Sie uns an der Bieler Messe! 
Für CHF 25.- tragen Sie dazu bei, dass wir in Biel weiterhin die SVP Präsenz 
hochhalten können. Zudem erhalten Sie eine Gratiseintrittskarte und einen 
Apéro am SVP Stand. 

 

Wir freuen uns auf Euch. 
 

Bankverbindung:  Landesteilverband Seeland SVP Kanton Bern Konto 85  273575  8 
 2404 Biel / Bienne  IBAN CH82 0900 0000 8527 35758 

 

SVP an der Bieler Messe, 3. – 7. Oktober 2012
Besuchen Sie uns an der Bieler Messe!
Für CHF 25.– tragen Sie dazu bei, dass wir in Biel weiterhin die SVP Präsenz hochhalten können. Zudem erhalten Sie eine
Gratiseintrittskarte und einen Apéro am SVP Stand.

Wir freuen uns auf Euch.

Bankverbindung:  Landesteilverband Seeland SVP Kanton Bern – 2404 Biel / Bienne – Konto 85 – 273575 – 8 – IBAN CH82 0900 0000 8527 35758
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Wir wollen eine massvolle, den Interessen des 
Landes dienende Zuwanderungs- und Ausländer-
politik! Helfen Sie uns dabei und werden Sie  
Mitglied, Gönner oder Sympathisant!

So kann es nicht weitergehen!
Es gibt eine Antwort:

– das einzige  
Parteiunabhängige  

Informationskomitee
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esse:E-Mail-Adr

Politische Mandate, Parteizugehörigkeit oder Bemerkungen:

Bitte einsenden an: PIKOM, Postfach 3540, 5001 Aarau
Mail pikom@pikom.ch – Fax 031 981 39 82
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Schreinerei
Röthlisberger
Niesenstrasse 4 Tel. 032 665 01 55
3427 Utzenstorf Fax 032 665 01 56

Sind Sie oder jemand aus Ihrem 
Bekanntenkreis noch nicht Mitglied der
SVP Kanton Bern?

Ich möchte Mitglied der SVP werden.

Name

Vorname

Strasse

PLZ/Ort

Beruf Geburtsdatum

Telefon P Telefon G

E-Mail

Datum Unterschrift
Talon bitte einsenden an 
SVP Kanton Bern, Postfach 448, 3000 Bern 25

Abstimmung vom 23. September 2012
Parolen der SVP Kanton Bern
Kant. Abstimmungsvorlagen:
Optimierung der Förderung von Gemeindezusam-
menschlüssen (Verfassung/Gesetzesänderung):
– Verfassungsänderung: NEIN einstimmig 

(bei 1 Enthaltung)
– Gesetzesänderung: NEIN einstimmig 

(bei 1 Enthaltung)

Wiederholung der kantonalen Volksabstimmung
vom 13. Februar 2011; Gesetz über die Besteuerung
der Strassenfahrzeuge (Teilrevision):
– Vorlage des Grossen Rates: NEIN

(mit grossem Mehr bei 1 Gegenstimme)
– Volksvorschlag: JA (mit grossem Mehr 

bei 1 Gegenstimme)
– Stichfrage: Volksvorschlag (mit grossem Mehr 

bei 1 Gegenstimme)

Kantonales Steuergesetz 
«Faire Steuern – Für Familien»
– Volksinitiative: NEIN (einstimmig bei 1 Enthaltung)
– Gegenvorschlag des Grossen Rates: JA

(mit 115:94 Stimmen bei 8 Enthaltungen)
– Stichfrage: Gegenvorschlag des Grossen Rates

(einstimmig)

Eidg. Abstimmungsvorlagen:
Bundesbeschluss über die Jugendmusikförderung: 
– Gegenentwurf zur Volksinitiative «jugend + musik)»:

NEIN (mit grossem Mehr bei 8 Gegenstimmen)
Volksinitiative: «Sicheres Wohnen im Alter»:
– JA (mit grossem Mehr bei 3 Gegenstimmen und 

3 Enthaltungen)
Volksinitiative: «Schutz vor Passivrauchen»: 
– NEIN (mit grossem Mehr bei 2 Gegenstimmen und 

4 Enthaltungen)
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